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Zu „dem mündigen Bürger vertrauen“ 
von svenja Flaßpöhler, elisa hoven, 
Frauke rostalski und Juli Zeh (F.A.Z., 
staat und recht vom 8. August): Ja, in 
der corona-Pandemie hat die Politik im 
Umgang mit der Öffentlichkeit vielfach 
versagt. Aber das und die darauf bezoge-
ne Ursachenanalyse sollen – wie die Au-
torinnen schreiben – die „grundlegende 
Frage“ einer Aufarbeitung sein? haupt-
aufgabe der politischen Führung in 
einer Pandemie ist der schutz von leben 
und körperlicher Unversehrtheit der 
menschen im lande. so steht es im 
Grundgesetz, und so sagt es einem 
eigentlich auch der gesunde menschen-
verstand. Also ist die grundlegende Fra-
ge doch wohl, ob die politischen ent-
scheidungsträger und die unter ihrer 
leitung tätigen staatlichen instanzen 
dieser Aufgabe gerecht geworden sind 
und ob sie dabei nach bestem Wissen 
und Gewissen und nach dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit angemessen 
gehandelt haben. das wiederum bedeu-
tet, primär die Perspektive der von der 
pandemischen infektion tatsächlich 
oder möglicherweise Betroffenen einzu-
nehmen und die Beurteilung der Ver-
hältnismäßigkeit von maßnahmen des 
infektionsschutzes von der Abwägung 
tatsächlich oder möglicherweise kon-
kurrierender Grundrechte abhängig zu 
machen. diese selbstverständlichkeit 
hat das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem Urteil vom 27. April 2022 zur Ver-
fassungsmäßigkeit der einrichtungsbe-
zogenen impfpflicht in erinnerung ge-
rufen: der schutz von leben und 
körperlicher Unversehrtheit vulnerabler 
Personen in einrichtungen gegen mögli-
cherweise schwere oder tödliche er-
krankungen hat Vorrang vor dem schutz 
der körperlichen Unversehrtheit der Be-
schäftigten dieser einrichtungen gegen 
eine ungewollte impfung (1 Bvr 
2649/21, rN 149).

mit dieser schutzpflicht des staates 
und den damit verbundenen Abwä-
gungsproblemen wollten sich die Auto-
rinnen aber offenkundig gar nicht erst 
befassen. das von ihnen gezeichnete 
Bild von Politik und staat in der Pande-
mie ist von bemerkenswerter schlicht-
heit. die rede ist von mutwillig getrig-
gerten Urängsten, vom Bürger als „teil 
einer zu dirigierenden und zu schützen-
den masse“, die es „auf linie zu bringen 
gilt, um einen vermeintlich alternativlo-
sen Weg durchzusetzen“. Wenn staatli-
cher schutz schlankweg mit dirigismus 
gleichgesetzt wird, gewinnt man unge-
achtet der hochtrabenden rhetorik vom 
fehlenden respekt für die mündigen 
Bürgerinnen und Bürger den eindruck, 
dass die Verfasserinnen den Bürger als 

Grundrechtsträger nicht allzu ernst neh-
men. die mehr als 170.000 todesopfer 
der Pandemie allein in deutschland und 
das damit verbundene leid, auch das 
der Angehörigen und hinterbliebenen, 
sind ihnen jedenfalls keine erwähnung 
wert. Überhaupt scheinen in dieser 
sichtweise die hauptbetroffenen der 
Pandemie nicht deren Opfer, sondern 
die vom staat kujonierten Überleben-
den zu sein. dabei gibt es sehr konkrete, 
ja drängende Fragen an Politik, regie-
rung und Verwaltungen zu handlungen 
und Unterlassungen in der Pandemie, 
die infektionsrisiken nicht eingedämmt, 
sondern unbeeinflusst gelassen oder so-
gar verschärft haben. Warum wurde der 
aktuelle stand – nicht der „standpunkt“, 
wie die Verfasserinnen es irreführend 
nennen – der evidenzbasierten For-
schung in den teildisziplinen Virologie, 
epidemiologie, immunologie und Pub-
lic health über konkrete Pandemierisi-
ken und notwendige Prävention nicht an 
zentraler stelle erhoben, veröffentlicht 
und erläutert? Wie konnte es passieren, 
dass der im Auftrag der Bundesregie-
rung erstellte „Bericht zur risikoanalyse 
im Bevölkerungsschutz 2012“ (Bundes-
tagsdrucksache 17/12051 vom 13. Janu-
ar 2013) zur möglichkeit einer „Pande-
mie durch Virus modi-sArs“ gänzlich 
folgenlos blieb? Welche maßnahmen, 
die in der 2020 ausgebrochenen Pande-
mie menschenleben hätten retten kön-
nen, sind dadurch unterblieben? 

Wie soll die Fragmentierung von Zu-
ständigkeiten im infektionsschutz über-
wunden werden, die zur Folge hat, dass 
trotz weltweit vordringender Zoonosen, 
also vom tier auf den menschen über-
tragbarer infektionen, in deutschland 
die Zuständigkeiten für tierkrankheiten 
und für menschliche Gesundheit auf 
ebene der ministerialverwaltung und 
der nachgeordneten Behörden getrennt 
sind? Wäre die Neugründung des 1994 
aufgelösten Bundesgesundheitsamts als 
Bündelungsbehörde eine sinnvolle maß-
nahme?

Gibt es einen nachweisbaren Zusam-
menhang zwischen erhöhter Übersterb-
lichkeit in einzelnen Bundesländern und 
regionen im Zuge der corona-Pande-
mie und der von Politikern zum teil of-
fen und folgenlos propagierten Obstruk-
tion der einrichtungsbezogenen impf-
pflicht? die mündigen Bürgerinnen und 
Bürger ernst zu nehmen bedeutet, diffe-
renzierte und gegebenenfalls verstören-
de erkenntnisse in Kauf zu nehmen und 
so anstelle kollektiver larmoyanz em-
pathisches lernen zu organisieren.

prOFESSOr dr. rEr. pOL. WOLFgAng 
SEIBEL, kOnSTAnz

Corona-Kritik bemerkenswert schlicht

Zu dem Artikel „dem mündigen Bür-
ger vertrauen“ (F.A.Z., staat und recht 
vom 8. August): Gerade die corona-
Pandemie hat uns die Unvernunft vie-
ler angeblich mündiger Bürger vor Au-
gen geführt, die trotz aller evidenz und 
der zahlreichen todesfälle oftmals die 
existenz der sArs-coronavirus-Pan-
demie leugneten und impfungen, die 
nachweislich tausende leben retteten 
– auch leben Ungeimpfter! –, als die 
größte Gefahr darstellten (von Kuriosi-
täten wie der Behauptung, Wattestäb-
chen in chinesischen covid-tests ent-
hielten infektiöse morgellons, will ich 
hier einmal absehen). ich erinnere 
mich, dass Wissenschaftler wie chris-
tian drosten von der Berliner charité 
sehr wohl die Bevölkerung über das 
Wissen (und auch Nichtwissen) über 
dieses Virus aufklärten und dass in der 
Politik doch bei entscheidungen über 
maßnahmen der Pandemiebekämp-
fung zwischen Freiheitsrechten und 
dem Gesundheitsschutz der Bevölke-
rung abgewogen wurde. sicherlich 
wurden Fehler gemacht, und sicherlich 
ist es ein Problem, dass regierende Poli-
tiker nicht gern Fehler zugeben, weil es 
offenbar noch immer keine Fehlerkul-
tur in unserem land gibt und Politiker, 
die Fehler zugeben, damit rechnen 
müssen, nicht mehr wiedergewählt zu 
werden. Auch ist durchaus zu kritisie-
ren, dass einzelne Politiker in regie-
rungsverantwortung vergessen, wer in 
einer demokratie der souverän ist.

Über Falschinformationen in den so-
zialen medien durch Querdenker ver-
lieren die Autorinnen aber überhaupt 

kein Wort, obwohl diese sehr zur Ver-
unsicherung der Bevölkerung und Poli-
tikverdrossenheit beziehungsweise 
zum Vertrauensverlust der Bürger in 
den staat beitrugen und noch beitragen 
und mindestens so sehr unsere demo-
kratie unterwandern und gefährden 
wie die Politik der regierenden. 

dass so viele Bürger sich durch fal-
sche Behauptungen und Unterstellun-
gen beeindrucken, beeinflussen und 
verunsichern lassen, weist auf ein Bil-
dungsdefizit hin. ich stimme den Auto-
rinnen zu, dass demokratische Politik 
nur unter Gleichberechtigten möglich 
ist, unter mündigen, die sich gegensei-
tig als solche anerkennen und auch so 
behandeln. mündig können aber nur 
menschen sein, die sich informieren, 
die Wissen besitzen, um informationen 
richtig einordnen, interpretieren und 
verstehen zu können, und die aufgrund 
dieser wissenschaftlichen informiert-
heit vernünftig denken und handeln 
können.

ich stehe vertrauensvoll zur idee des 
mündigen Bürgers – aber noch ist es 
nur eine idee, keine Wirklichkeit. 
schaffen wir also die wichtigste Vo-
raussetzung wirklicher demokratie, 
nämlich den mündigen Bürger durch 
bessere Bildung, vermittelt durch fach-
lich, didaktisch und pädagogisch besse-
ren Unterricht an unseren schulen. 
dann hätten wir vielleicht noch eine 
chance auf Verwirklichung einer wahr-
haftigen demokratie in einer Post-
Fake-Ära.

dr. SvEn BAdE, FrAnkFurT AM MAIn

Mündigkeit braucht Bildung

es lässt hoffen, wenn man den Beitrag 
vier kluger Frauen „dem mündigen 
Bürger vertrauen“ (F.A.Z., staat und 
recht vom 8. August) liest. im klaren 
ton wird nüchtern, ohne Genderei, die 
Anwendung sezierender Begrifflich-
keit anschaulich gemacht.

sie haben recht, wenn sie schreiben: 
„Noch heute werfen sich manche leit-
medien beinahe schützend vor die Poli-
tik, wenn es darum geht, die beschlos-
senen maßnahmen und die von Politi-
kern und Wissenschaftlern praktizierte 
Kommunikationsstrategie anhand der 
nun endlich veröffentlichten rKi-Pro-
tokolle kritisch zu betrachten.“ es trifft 
auch auf diese Zeitung zu. Auch das 
stimmt: „rKi-Protokolle und auch das 

bereits 2020 öffentlich gewordene stra-
tegiepapier des Bundesinnenministe-
riums offenbaren ein äußerst zweifel-
haftes Verständnis der Politik von ihrer 
rolle und ihrem Verhältnis zu den Bür-
gern.“

ebenso recht haben sie, wenn sie da-
rauf hinweisen, wie Worte à la „alter-
nativlos“ oder „die Wissenschaft“ das 
Verhältnis zwischen regierenden und 
regierten gefährden. Wohl tut das von 
den Autorinnen erklärte menschen-
bild: „die meisten leute haben feine 
Antennen dafür, ob sie ernst genom-
men oder aus dem spiel gedrängt wer-
den sollen.“

AnTOnín AndErT, TuTzIng

Nüchtern und ohne Genderei

Eurokommunisten: Enrico Berlinguer, Santiago Carrillo und Georges Marchais Foto Wolfgang haut

M arx hatte doch recht. der 
Kommunismus war ein 
Gespenst. er erschreckte 
viele menschen und löste 

sich nach hundertfünfzig Jahren wie ein 
böser spuk wieder auf. Allerdings sollte 
man vom Kommunismus im Plural spre-
chen. Bereits 1976 hatte leszek 
Kołakowski in drei dicken Bänden einen 
systematischen Überblick über die wich-
tigsten richtungen und strömungen des 
marxismus gegeben. Fast vergessen ist 
heute die spielart des eurokommunis-
mus, der von den Gralshütern der ideo-
logie im moskauer Kreml äußerst skep-
tisch beobachtet wurde. ein internatio-
nales team von historikern hat nun 
einen lesenswerten Band zu diesem the-
ma herausgegeben, in dem die prekäre 
stellung des eurokommunismus zwi-
schen Ost und West neu gedeutet wird. 

der Begriff eurokommunismus ist kei-
ne selbstbezeichnung, sondern wurde 
1975 von einem jugoslawischen Journa-
listen in italien geprägt. mit diesem Na-
men beschrieb Frane Barbieri ein neues 
Phänomen, das er bei den kommunisti-
schen Parteien in italien, spanien und 
Frankreich beobachtete. in allen drei Fäl-
len insistierten die westeuropäischen 
Kommunisten auf einem autonomen 
Weg, der die kulturellen und historischen 
Gepflogenheiten der eigenen Nation res-
pektierte. dazu gehörte insbesondere die 
Aufkündigung des Führungsanspruchs, 
den die sowjetische „mutterpartei“ nach 
wie vor in aller deutlichkeit vertrat. 

eine entscheidende rolle bei der ent-
stehung des eurokommunismus spielte 
die militärische Niederschlagung des Pra-
ger Frühlings 1968 durch sowjetische und 
andere Ostblockarmeen, die von den 
westeuropäischen Genossen kritisch ge-
sehen wurde. Gleichzeitig bedeutete der 

eurokommunismus eine Annäherung der 
jeweiligen Kommunisten an die demo-
kratischen, freiheitlichen und republika-
nischen strukturen in italien, spanien 
und Frankreich. Allerdings waren in die-
sen drei ländern die Voraussetzungen 
für eine kommunistische Politik denkbar 
unterschiedlich. 

die italienischen Kommunisten be-
fanden sich in der komfortabelsten lage. 
in den siebzigerjahren konnten sie unter 
ihrem populären und weit über die Par-
teigrenzen hinaus respektierten chef 
enrico Berlinguer fast ein drittel der 
Wählerstimmen auf sich vereinigen. Ber-
linguer glaubte zwar nach wie vor an die 
Vorzüge einer sozialistischen Gesell-
schaftsordnung, schwor aber dem ein-
satz von politischer Gewalt zur errei-
chung seiner politischen Ziele ab. er dis-
tanzierte sich vor allem von dem terror 
der „roten Brigaden“, die während der 
sogenannten „bleiernen Jahre“ die italie-
nische Gesellschaft in Angst und schre-
cken versetzten.

 Berlinguer äußerte sich sogar positiv 
zur italienischen NAtO-mitgliedschaft 
und gab die losung aus, dass die italieni-
schen Kommunisten „weder antiamerika-
nisch, noch prosowjetisch“ sein dürften. 
immer wieder forderte Berlinguer eine 
regierungsbeteiligung der Kommunisten. 
die Voraussetzungen dafür hatte er 1973 
im „historischen Kompromiss“ mit Aldo 
moros christdemokraten geschaffen. die 
beiden Volksparteien einigten sich auf 
eine Politik des „gegenseitigen Nicht-
misstrauens“ und der „solidarischen Zu-
sammenarbeit“. Allerdings beendete die 
nie ganz aufgeklärte ermordung Aldo 
moros 1978 diese Pläne und verbannte 
die Kommunistische Partei zurück in ihre 
angestammte rolle als Opposition. 

in spanien konnte die Kommunisti-
sche Partei erst 1977 aus der illegalität in 
die politische Öffentlichkeit eintreten. 
der deal bestand darin, dass der Gene-
ralsekretär santiago carrillo nach dem 
tod des faschistischen diktators Franco 
die konstitutionelle monarchie als 
staatsform anerkannte. carrillo befür-
wortete den Beitritt spaniens zur euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. si-
cherheitspolitisch  trat er für eine Auflö-
sung der NAtO und des Warschauer 
Paktes ein. 1978 brach er offen mit der 
leninistischen tradition. Auf einem Par-
teikongress verabschiedeten die spani-
schen Kommunisten die sowjetische Vor-

stellung, dass der leninismus „der mar-
xismus unserer epoche“ sei. Konkret be-
deutete diese Formulierung einen Ver-
zicht auf die diktatur des Proletariats 
und die einbindung aller sozialistischen 
Kräfte in einen demokratischen Prozess. 
santiago carrillo verglich den Kommu-
nismus mit dem christentum, dessen 
Überzeugungen sich von einem sekten-
glauben zu einer gesellschaftlichen 
Werthaltung gewandelt hatten. inner-
halb der Kommunistischen Partei spa-
niens war carrillo nicht unumstritten. 
Viele kritisierten seinen autoritären Füh-
rungsstil, unter ihnen der KZ-Überleben-
de Jorge semprún. 

Nur eine episode blieb der eurokom-
munismus für die französischen Kommu-
nisten, die in ihrer Außenpolitik durch-
aus gaullistische tendenzen aufwiesen. 
schon der langjährige Parteichef maurice 

thorez war kurz minister in de Gaulles 
Nachkriegsregierung gewesen und hatte 
1946 entrüstet die Vorstellung zurückge-
wiesen, dass deutschland wieder eine 
dominierende wirtschaftliche Position in 
europa einnehmen könnte. Gleichzeitig 
berief er sich auf die „glorreiche tradi-
tion“ der jakobinischen revolution und 
forderte einen französischen sonderweg 
zum sozialismus, in dem sogar Katholi-
ken willkommen wären. einen ähnlichen 
Zungenschlag hatte ein interview mit 
dem Parteichef Georges marchais im Jah-
re 1979, der „die Bewahrung der nationa-
len Unabhängigkeit und souveränität“ 
als „unbedingt notwendig“ bezeichnete. 

Als höhepunkt des eurokommunis-
mus darf die madrider tagung von 1977 
gelten, auf der die drei Generalsekretäre 
der kommunistischen Parteien italiens, 
spaniens und Frankreichs eine gemeinsa-
me erklärung verabschiedeten. darin be-
kannten sie sich zu einem politischen 
Pluralismus und zur meinungsfreiheit.

 solche töne klangen in den Ohren der 
Kremlführung unter leonid Breschnew 
wie eine Kakophonie. die moskauer Par-
teibonzen waren schon 1973 so weit ge-
gangen, der Kommunistischen Partei ita-
liens den bewaffneten revolutionären 
Kampf zu empfehlen. 1975 erwogen die 
hardliner im Politbüro sogar eine diskre-
ditierungskampagne gegen den unbot-
mäßigen Berlinguer. Allerdings schreck-
ten alle seiten vor einem endgültigen 
Bruch zurück. 

in der sowjetunion wollte man ein ju-
goslawisches und ein chinesisches sze-
nario vermeiden. der Bruch moskaus 
mit den dortigen Kommunistenführern 
tito und mao hatte die gern so genannte 
„kommunistische Weltbewegung“ ge-
schwächt. 1981 konnte der sekretär des 
moskauer Zentralkomitees allerdings 
triumphierend feststellen: „das dreieck 
der eurokommunistischen Parteien ist, 
wenn es je bestanden hat, auseinander-
gefallen.“ schon wenige Jahre später 
wanderten die eurokommunistischen 
ideen jedoch in die sowjetunion und ins-
pirierten dort Gorbatschows Peres -
troika. Ulrich schmid

eurokommunismus – die 
moskaukritische Version 
eines demokratischen 
sozialismus wird noch 
einmal ausführlich unter 
die wissenschaftliche 
lupe genommen.

Das Experiment

sind alle Juden reich? ermorden sie 
Kinder für jüdische rituale? Natür-
lich lautet die Antwort beide male: 
nein! doch weil judenfeindliche 
Konzepte und Überzeugungen tief 
verwurzelt sind, nimmt sich  „die 
Fragemauer“ vor, mit ihnen aufzu-
räumen. das Buch liefert fundierte 
informationen statt Gerüchte oder 
Verschwörungsmythen – für den 
eigenen Kopf oder für die debatte 
mit anderen. so gibt es seinen le-
sern zum Beispiel  historischen Kon-
text an die hand bei der Frage, wo-
her der Vorwurf kommt, dass Juden 
Kindermörder seien: ein Benedikti-
nermönch hatte im 12. Jahrhundert 
in england behauptet, dass Juden 
einen kleinen Jungen ermordet hät-
ten. das Gerücht verselbstständigte 
sich, setzte sich durch, wurde zu 
einer legende. ein eindrucksvolles 
Beispiel, wie langlebig antisemit-
sche erzählungen sind.  

insgesamt 100 kurze Fragen und 
Antworten zum jüdischen leben, 
zur religion, über israel und den 
Antisemitismus selbst finden sich in 
dem schmalen Band – von „sagen 
Juden auch schalömchen?“ bis zu 
„Was sind die Protokolle der Weisen 
von Zion?“. es ist damit wohl einer 
der kompaktesten und niedrig-
schwelligsten ratgeber in Fragen 
rund um das Judentum. 

die „Fragemauer“, das sollten 
eigentlich 2641 Fragen und Antwor-
ten rund um das jüdische leben und 
israel werden, die ebenso vielen ju-
denfeindlichen straftaten im Jahr 
2022 gegenüberstehen. 20 Fragen 
waren vorbereitet, die restlichen 
sollten von interessierten auf einer 
internetseite gestellt und von einem 
team aus Fachleuten beantwortet 
werden.  Als das Aufklärungsprojekt 
der Organisation european leader-
ship Network (elNet) im sommer 
2023 begonnen hatte, konnte keiner 
der initiatoren ahnen, dass die Kam-
pagne gegen Antisemitismus im 
herbst auf schmerzhafte Weise an 
Aktualität gewinnen würde.  

mit dem Angriff der hamas auf is-
rael am 7. Oktober 2023 kam es 
überall zu mehr antisemitischen ta-
ten, auch in deutschland. Und bei 
der „Fragemauer“ liefen von da an 
etliche Beiträge zu den aktuellen 
entwicklungen ein: „sind muslime  
für den aktuellen Antisemitismus in 
deutschland verantwortlich?“ oder 
„Warum kann man propalästinensi-
sche demos nicht rechtssicher ver-
bieten?“. in einer anderen Frage 
geht es darum, wie man mit Palästi-
nensern solidarisch sein kann, ohne 
Antisemit zu sein. diese Fragen ge-
hören nun zu den 100 wichtigsten, 
die im Buch versammelt sind.

im ton bleiben die Antworten 
meist sachlich unaufgeregt; so lau-
tet die Antwort auf die Frage, wer 
George soros sei: „ein erfolgreicher 
Unternehmer und holocaust-Über-
lebender, auf den häufig antisemiti-
sche ressentiments projiziert wer-
den.“ in einigen Absätzen wird 
dann soros’ leben beschrieben und 
wie es dazu kam, dass sein Name 
eine chiffre für das angebliche jüdi-
sche streben nach Weltherrschaft 
wurde. ebenso nüchtern wird er-
klärt, was es mit der Bezeichnung 
„auserwähltes Volk“ auf sich hat 
oder woher der stern an der Klei-
dung der Juden im Nationalsozialis-
mus kommt.  Und wenn gefragt 
wird, welche Vorurteile gegen Ju-
den man haben dürfe, ohne ein Ju-
denhasser zu sein, ordnet die „Fra-
gemauer“ zunächst gängige stereo-
type wie die „jüdische hakennase“ 
in ihren entstehungskontext ein. 
dann heißt es: „Aufgrund  dieser tie-
fen Verwurzelung von Antisemitis-
mus in unserer Geschichte und Kul-
tur ist es nicht ungewöhnlich, oft 
auch unbewusst antisemitische Vor-
urteile zu haben. sie machen einen 
nicht zum Judenhasser.“ ein unre-
flektierter Umgang damit aber 
schon. die Auseinandersetzung mit 
den Fragen und Antworten kann 
helfen, diesen zu durchbrechen. da-
rum ist „die Fragemauer“ nicht nur 
ein Nachschlagewerk, das sich in 
seiner einfachen sprache und Unbe-
fangenheit an jüngere leser richtet, 
sondern auch ein politisches Buch. 

hin und wieder wird es aber auch 
humorvoll. so bei der Frage „spielen 
israelis auch reise nach Jerusalem?“ 
oder der, ob Juden die besseren 
Autofahrer seien: „Zumindest am 
schabbat, da dann weniger Juden 
Auto fahren.“ theresA Weiss

Mauer gegen 
Judenhass
Antworten finden auf 
Antisemitismus

Carsten Ovens (Hrsg.): 
die Fragemauer. 
100 Antworten zu 
Jüdischem Leben 
und Israel.
hentrich & hentrich 
Verlag,  leipzig 2024. 
160 s., 19,90 €.

Anti-Eurokommunisten: Leonid Breschnew und Erich Honecker Foto imago

der Eurokommunismus. 
Schlüsseltexte und neue 
Quellen. Herausgegeben 
von Francesco di palma, 
Walther L. Bernecker 
und anderen
metropol-Verlag, 
Berlin 2024, 
310 s., 24,– €
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